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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Behebung der 
Eigen durch die Sturmflut an den Deichen der deutschen 

(CDU/CSU) Nordseeküste entstandenen Schäden eine wirksame 

Finanzhilfe zu leisten? 


2. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die landschaft- 
liche und landwirtschaftliche Arbeit der Euro- 
päischen Kooperative Longo Mai, die von der 
Schweiz und Frankreich aus auch Maßnahmen in 
der Bundesrepublik Deutschland, in Marienthal, 
Bundenthal und in Ludwigshafen initiiert hat und 
bereits modellhaft in der Pflege von Brachland 
gewirkt hat, und ist sie bereit, ihren Beitrag dazu 
zu leisten, daß diese Kooperative gerade angesichts 
der Probleme der Jugenarbeitslosigkeit trotz der 
jetzt aufgetretenen Schwierigkeiten weiter arbeiten 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


3. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, zur Sicherung des 
Betriebs von Kernkraftwerken - ähnlich wie in 
der Schweiz - eine Brennelementnachladung als 
Reservehaltung den Kernkraftwerksbetreibern zur 
Auflage zu machen, oder welche anderen Möglich- 
keiten bestehen nach Ansicht der Bundesregierung, 
die Versorgung der Kernkraftwerke mit den not- 
wendigen Brennelementen zu gewährleisten? 


4. Abgeordneter Treffen Informationen zu („Die Zeit“ vom 16. Mai 
Schröder 1975 und die NDR-Fernsehsendung vom 17. Juli 

(Wilhelminenhof) 1975 ,, Revolution an der Küste“), nach denen 
(CDU/CSU) damit zu rechnen ist, daß im Raum nördlich Emden 

eine zentrale Atommüll-Deponie in Verbindung mit 
einer Wiederaufbereitungsanlage errichtet werden 
soll, oder schließt die Bundesregierung den Stand- 
ort Krummhörn wegen der zu befürchtenden nega- 
tiven Auswirkungen auf den Fremdenverkehr aus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


5, Abgeordneter 

Dr. Vohrer 
(FDP) 


Ist die i5undesregierung der Meinung, daß es wegen 
verschiedener wichtiger Probleme im Bereich der 
Schiffahrtspolitik — wie Verhaltenscodex der 
Vereinigten Nationen für Linienkonferenzen, billige 
Flagge, Meeresverschmutzung und stark diver- 
gierende soziale Gesetzgebung für Seeleute in den 
einzelnen europäischen Ländern - nützlich wäre, 
eine konzertierte Europäische Schiffahrtspolitik 
zu fördern? 
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6. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung den Vorschlag 
Dr. Vohrer der Parlamentarischen Versammlung (Empfehlung 

(FDP) Nr. 770 [1975]), wonach eine Europäische Kon- 

ferenz der verantwortlichen Minister für Schiff- 
fahrtsangelegenheiten einberufen werden soll, mit 
dem Zweck, eine solche konzertierte Europäische 
Politik zu fördern? 


7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Dr. Schachtschabei Einhaltung von Festfrachten in der Binnenschiff- 
(SPD) fahrt im Bereich des Oberrheins, die durch den 

Verkauf bzw. Export von Kiesmengen nach Frank- 
reich sowie durch einen ohne Umladung und ledig- 
lich durch Austausch der Abfertigungspapiere er- 
folgten Reimport nach Deutschland umgangen 
wird, zu garantieren? 


8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den angesichts 
Dr. Schachtschabei dieser Entwicklung unverschuldet in Not gerate- 
(SPD) nen Partikulieren durch entsprechende Maßnahmen 

zu helfen und eine praktikable Regelung für den 
grenzüberschreitenden Verkehr auf EG-Ebene um- 
gehend durchzusetzen? 


9. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, alle 
Wolfram in Deutschland produzierten Automobilfirmen 

(Recklinghausen) zu veranlassen, ihre Automobile mit Verbundglas 
(SPD) auszurüsten, so wie dies inzwischen nach einem 

Bericht der ADAC-motorwelt Nr. 12/1975 von 
einigen Automobilherstellern geschieht? 


Ist die Bundesregierung bereit, von der Bestimmung 
des Fahrverbots mit Spikesreifen ab diesem Winter 
in bestimmten Fällen Ausnahmen zuzulassen und 
Ärzten, die große Gebiete in Gegenden zu be- 
treuen haben, in denen Fahrbahnglätte häufig 
auftritt, die Benutzung der Spikesreifen zu ge- 
statten? 


Ist die Bundesregierung bereit, einer Änderung 
der Satzung der Bundesbahn-Versicherungsanstalt 
in der Form zuzustimmen bzw. diese Änderung 
zu verfügen, daß die Übergangsbestimmung B 
zu § 61 auch in den Fällen wirksam ist, wenn der 
Versicherungsfall vor dem 31. Dezember 1968 
eingetreten ist? 


12. Abgeordneter Wieviel Geld an wie viele Opfer ist bisher von der 

Graf Deutschen Bundesbahn an die Verunglückten des 

Stauffenberg Allacher Zugunglücks vom März 1975 gezahlt 

(CDU/CSU) worden? 


13. Abgeordneter Wann kann damit gerechnet werden, daß die Ent- 

Graf Schädigungen bzw. Rentenfestsetzungen für die 

Stauffenberg Opfer — denen seinerzeit eine ,, schnelle, unbüro- 
(CDU/CSU) kratische Hilfe“ zugesagt wurde - ausgezahlt 

bzw. abgeschlossen werden? 


1 1 . Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 
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14. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


Hat sich die Zahl der Autobahnunfälle mit töd- 
lichem Ausgang und mit schwerem Personen- 
schaden, verursacht durch Fahren auf der falschen 
Autobahnseite, in den letzten drei Jahren so ent- 
wickelt, daß zusät zhche Sicherungsmaßnahmen 
geboten erscheinen? 


15. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(SPD) 


Welche wesentlichen konkreten Vorschläge zur 
zusätzlichen Sicherung der Autobahnen gegen 
Falschfahrer sind der Bundesregierung bislang 
bekannt bzw. werden von ihr eventuell bereits 
mit den Bundesländern erörtert und vorbereitet? 


16. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung im Prospekt des 
Bundesverkehrsministers ,, Sichere Winterfahrt“ die 
DDR in derselben dunkelgrünen Farbe als Ausland 
gekennzeichnet wie die ausländischen Anrainer der 
Bundesrepublik Deutschland und die Demarkations- 
linie zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR als Grenze wie die Grenze zu Frankreich 
und Dänemark dargestellt? 


17. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Welche Personen haben aus welchen Gründen das 
Privileg, bei der Deutschen Bundesbahn zu veran- 
lassen, daß Züge außerfahrplanmäßig angehalten 
werden, um sie z. B. bei Verspätung anderer Züge 
zu befördern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


18. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


Bezugnehmend auf die Beantwortung meiner 
Schriftlichen Fragen Bill und 1 12 der 210. Sitzung 
des Deutschen Bundestages frage ich die Bundes- 
regierung, ob sie es nicht doch für notwendig 
hält, sich für eine Änderung des ZVS-Verfahrens 
einzusetzen, daß ein Losverfahren nicht mehr 
notwendig ist, bzw. ein Losverfahren nur für eine 
weit geringere Anzahl von Studienplätzen ange- 
wandt werden muß, als es in diesem Wintersemester 
notwendig war, wo nach dem ZVS-Verfahren 
immerhin 1078 Studienplätze in Aachen, 514 in 
Bonn, 780 in Bochum und 856 in Münster (im 
Durchschnitt gleich 1 5 % aller Studienplätze) 

verlost werden mußten? 


19. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Stolberg) 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für richtig, daß sich 
auch Studierwillige an dem Losverfahren beteiligen 
können, die sich nicht durch das ZVS-Verfahren 
beworben haben, wenn nein, wird sie sich für eine 
Änderung des § 24 der Vergabeordnung einsetzen? 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den weiteren Aus- 
Schröder bau der Fachhochschule Ostfriesland so schnell 

(Wilhelminenhof) zügig zu fördern — gegebenenfalls sogar zu Lasten 
(CDU/CSU) der Erweiterungen anderer Fachhochschulen in 

Niedersachsen -, daß in absehbarer Zeit die Auf- 
nahme der Hauptstudienbereiche Naturwissen- 
schaften und Technikwissenschaften möglich ist, 
und sind die erforderlichen Planungsaufträge dafür 
erteilt? 
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2 1 . Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Äußerung des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs Dr. Glotz beim Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft im Spiegel-Interview zu, 
die Professoren seien auf dem besten Wege, „die 
Fluglotsen des deutschen Bildungswesens“ zu 
werden, und wenn ja, teilt die Bundesregierung 
diese Meinung und gegebenenfalls auf welche 
Tatsachen stützt die Bundesregierung diese An- 
sicht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


22. Abgeordneter 

Dr. Laermann 
(FDP) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, 
nach denen am Oberlauf des Rheines entgegen den 
Vereinbarungen der Rheinanliegerstaaten erhöhte 
Mengen an Chloriden in den Fluß abgelassen werden 
und auch in Nordrhein-Westfalen eine Erhöhung um 
über 30 % zu befürchten ist, und welche Konse- 
quenzen ergeben sich daraus für die Trinkwasser- 
versorgung, wenn schon heute die Salzfracht am 
Niederrhein rd. 1400 t/h beträgt? 


23. Abgeordneter Welche politischen, ökonomischen und ökolo- 

Dr. Laermann gischen Folgen sind zu bedenken im Hinblick 

(FDP) auf das Verhältnis der Rheinanliegerstaaten, die 

Wettbewerbsfähigkeit deutscher Chemieunterneh- 
men und davon abhängiger Produktionsbereiche 
(z. B. Glasindustrie), die Kosten für die sichere 
und qualitativ einwandfreie Trinkwasserversorgung 
sowie das biologische Gleichgewicht? 


24. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung zur optischen 
Einsparung von Krankheitsbeihilfen verheiratete 
Beamte, Richter und Soldaten, deren Ehefrauen 
berufstätig und sozialversichert sind, künftig ver- 
pflichten will, die ärztliche Behandlung ihrer Kinder 
über die Krankenkasse der Mutter abzuwickeln, 
und — wenn ja — hält die Bundesregierung diese 
Kostenverlagerung auf die soziale Krankenver- 
sicherung für sachgerecht, auch wenn der Haupt- 
teil des Familienunterhalts durch die Dienstbe- 
züge des Vaters bestritten wird und dieser bereit 
ist, den durch Beihilfe nicht gedeckten Kosten- 
anteil selbst bzw. durch seine private Kranken- 
versicherung abzudecken? 


25. Abgeordneter 

Ey 

(CDU/CSU) 


Entsprechen Pressemeldungen der Wahrheit, wonach 
der Bundesinnenminister Weisung an die Bundes- 
grenzschutzeinheiten gegeben haben soll, Tarn- 
netze für Bundesgrenzschutzfahrzeuge entweder 
zu verkaufen oder aber zu verbrennen? 


26. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie begründet gegebenenfalls der Bundesinnen- 
minister diese Weisung, und in welchem Umfang 
wurde diese bisher befolgt? 
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27. Abgeordneter 
Vogel 

(Ennepetal) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß sich der Vor- 
sitzende der Vereinigung Demokratischer Juristen 
brieflich an den Bundesinnenminister gewandt hat 
mit dem Verlangen, ,,den schwebenden Vorwurf 
der Verfassungsfeindlichkeit (seil, der VDJ) zu 
überprüfen“? 


28. Abgeordneter 

Vogel 

(Ennepetal) 

(CDU/CSU) 


Entspricht gegebenenfalls die Antwort des Bundes- 
innenministers dem von ihm an die Bayerische 
Staatsregierung gegebenen Bericht, der die VDJ 
als ,, kommunistische Hilfsorganisation“ charakte- 
risiert, oder seiner im Bundesrat und in Interviews 
abgegebenen gegenteiligen Bewertung, der Organi- 
sation, der „auch Kommunisten angehören“, 
dürfe nicht verfassungsfeindliche Zielsetzung vor- 
geworfen werden? 


29. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es 
Wende notwendig und wünschenswert ist, daß die Sportler 

(SPD) und Mannschaften aus der Bundesrepublik Deutsch- 

land bei internationalen Sportveranstaltungen mit 
einer einheitlichen Landesbezeichnung (wie GER 
bei den Olympischen Spielen) auftreten und von 
den zuständigen Sportorganisationen und Massen- 
medien entsprechend bezeichnet werden? 


30. Abgeordneter 

Wende 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Deutschen 
Sportbund, das Nationale Olympische Komitee 
für Deutschland und die Sportfachverbände darauf 
hinzuweisen, daß es für andere Abkürzungen keine 
rechtliche Grundlage gibt? 


31. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die kürzliche 
Mitteilung des Ostberliner Staatssicherheitsministers 
Mielke über den Einsatz der ,, Kampfgruppen der 
Arbeiterklasse der DDR“ — sie umfassen schwere 
Bataillone, Granatwerfer, panzerbrechende Waffen, 
Flak, Panzerspähwagen und Schützenpanzer — in 
Verbindung mit den DDR-Grenztruppen und DDR- 
Staatssicherheitsorganen, d. h. die Integration der 
,, Kampfgruppen“ in den offiziellen Bestand der 
„Grenzsicherung der Staatsgrenze West der DDR“? 


32. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts dieser 
veränderten Lage, ihren Plan der quantitativen und 
qualitativen Reduzierung des Bundesgrenzschutzes 
an der Zonengrenze beizubehalten oder zu redu- 
zieren? 


33. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen für vereinbar, wenn sie den Widerrufs- 
beamten im Bundesgrenzschutz im Hinblick auf die 
zunächst zum 1. Januar 1976 geplante Kürzung der 
Dienstzeitprämien und Übergangsbeihilfen empfoh- 
len hat, Dienstzeitverlängerungen bis zum 3 1 . Okto- 
ber 1975 zu beantragen, um den geplanten Kür- 
zungsmaßnahmen zu entgehen und wenn sie dann 
mit Bezugserlaß vom 26. November 1975 erklärt, daß 
die Kürzung der Übergangsbeihilfe gemäß § 1 2 SVG 
nicht erst ab 1. Januar 1976, sondern bereits für 
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Dienstzeitverlängerungen seit dem 10. September 
1975, also rückwirkend gilt, und teilt sie meine 
Auffassung, daß sie dadurch Widerrufsbeamte zur 
Dienstzeitverlängerung unter in Aussichtstellung 
von ca. 10 000 DM Übergangsbeihilfe veranlaßt 
hat, die nun nachträglich in Fortfall kommen soll? 


34. Abgeordneter 
Geister 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung ebenfalls einen Wider- 
spruch zwischen der Aussage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Dr. Schmude in der Fragestunde 
vom 10. Dezember 1975, daß die neue Ausbildungs- 
konzeption für den Bundesgrenzschutz mit der Um- 
wandlung von Einsatzabteilungen in Ausbildungs- 
abteilungen keine Schwächung der Einsatzreserve 
im Grenzbereich bedeuten werden, und den Fest- 
stellungen, von Ausbildungsreferenten im Bundes- 
innenministerium auf einer Tagung in Kassel-Fulda- 
tal vom 5. bis 7. Mai 1975, daß die neue Ausbil- 
dungskonzeption die Einsatzkraft des Bundesgrenz- 
schutzes in der Anfangsphase schwächen wird, 
daß von 23 Einsatzabteilungen nur noch 10 zur 
Verfügung stehen werden, die dann, wenn die 
Beamten wie geplant im zweiten Jahre ihrer Aus- 
bildung nicht mehr für ausbildungsbegleitende 
Einsätze zur Verfügung stehen werden^ sogar auf 
ganze vier Einsatzabteilungen reduziert werden, 
daß dem zufolge die Übernahme des geplanten 
Ausbildungsablaufes auf die Polizei des Bundes 
zu einer Sicherheitslücke in der Bundesregierung 
führt, die von niemandem verantwortet werden 
kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


35. 


Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Bestehen für die Bundesregierung Möglichkeiten, 
solchen Bundesbürgern schnelle und unbürokra- 
tische finanzielle Hilfe zu leisten, die durch Ver- 
schulden Dritter in eine aus eigener Kraft nicht 
lösbare Notlage geraten, um die Zeit bis zur Klä- 
rung der versicherungsrechthchen Zuständigkeit 
zu überbrücken bzw. um beim Fehlen eines zah- 
lungsfähigen Haftungsträgers einen Teil des Scha- 
dens definitiv zu übernehmen, und wenn nein, 
wird sie eine Initiative ergreifen, um die Voraus- 
setzungen für eine derartige Hilfeleistung zu schaf- 
fen? 


36. Abgeordneter 
Dr. Evers 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen grundsätzlichen, 
gesetzgeberisch relevanten Unterschied in der 
Notwendigkeit der finanziellen Hilfeleistung zwi- 
schen den in der Frage 35 erwähnten Fallgruppen 
einerseits und Schäden durch höhere Gewalt oder 
Terror bzw. Geiselnahme andererseits? 


37. Abgeordneter 
Lattmann 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung Pressemeldungen über 
einen neuen Fall von Boykott gegen das Folgerecht 
(§26 des Urherberrechtsgesetzes) — siehe Feuille- 
ton der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
17. Dezember 1975 — zur Kenntnis genommen, 
und was gedenkt die Bundesregierung gesetzgebe- 
risch zu unternehmen, um derartige Boykottmaß- 
nahmen von Kunsthändlern entgegenzuwirken? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


38. 


Abgeordneter 

Hauser 

(Krefeld) 

(CDU/CSU) 


Trifft die im Schreiben des Bundesministers der 
Finanzen vom 15. März 1975 IV B 2/S1988-272/75 
geäußerte Auffassung: „Wird eine Bestellung in der 
Weise geändert, daß anstelle des ursprünglich be- 
stellten Wirtschaftsgutes ein anderes Wirtschaftsgut 
geliefert werden soll, so ist der Zeitpunkt der ge- 
änderten Bestellung maßgebend“ auch für solche 
Wirtschaftsgüter zu, bei denen nach dem 30. Juni 
1975 (Stichtag im Sinne des § 4 b Investitions- 
zulagengesetz) konstruktive Verbesserungen oder 
Modelländerungen durchgeführt wurden, und ist 
die Bundesregierung bereit, diese besonders die 
mittelständischen Unternehmungen benachteili- 
gende enge Auslegung des § 4 b Investitionszu- 
lagengesetz dahin gehend zu erweitern, daß es sich 
im Falle von Konstruktionsverbesserungen oder 
Modelländerungen nicht um die Lieferung eines 
„anderen Wirtschaftsgutes“ handelt? 


39. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, konkret darüber 
Auskunft zu geben, was die von der Bundesbank 
geplante Geldmengenausweitung bedeutet, d. h, 

— wie viele zusätzliche tausend DM-Banknoten, 

— wie viele zusätzliche hundert DM-Banknoten, 

— wie viele zusätzliche fünfzig DM-Banknoten, 

— wie viele zusätzliche zwanzig DM-Banknoten, 

— wie viele zusätzliche zehn DM-Banknoten 

durch diese geldpolitische Maßnahme in den Geld- 
kreislauf gepumpt werden? 


40. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß den durch die Sturmflut betroffenen 
Bürgern für die ihnen entstandenen Schäden ein 
finanzieller Härteausgleich gewährt wird? 


4 1 . Abgeordnete 
Frau 
Tübler 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
von der Flutkatastrophe schwer getroffenen Länder 
und Gemeinden von den durch den Einsatz der 
Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes ent- 
standenen Sachkosten zu entlasten? 


42. Abgeordnete 
Frau 
Tübler 
(CDU/CSU) 


Besteht die Möglichkeit, im Hinblick auf die hohen 
Folgekosten für die betroffenen Länder und Ge- 
meinden, die entstandenen Sachkosten aus dem 
Einsatz der Bundeswehr und des Bundesgrenz- 
schutzes auf den jeweiligen Übungstitel zu buchen, 
da der Einsatz insbesondere für die Pionierverbände 
und Hubschraubereinheiten auch einen hohen 
Übungswert besitzt? 


43. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Autofahrer mit der Kfz- und der Mineralölsteuer 
nicht einmal die Nettoausgaben für Straßenwesen 
und die Verkehrspolizei abdecken — wie von Herrn 
Bürgermeister Koschnik kürzlich geäußert, und 
— wenn ja — werden die Autofahrer demnächst 
mit erneuten Belastungen bei der Kfz- und/oder 
Mineralölsteuer rechnen müssen? 
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44. Abgeordneter 
Wimmer 


(SPD) 


Ist die in der Süddeutschen Zeitung (Nr. 26.7, 
vom 20. November 1975, Seite 9) wiederholte 
Behauptung, wonach ein Kinderlastenausgleich 
im Besteuerungsverfahren durch die Finanzämter 
einen Personal-Mehrbedarf von 5500 Arbeits- 
kräften erfordern und damit über dem Bedarf 
der Bundesanstalt für Arbeit von 5000 Plankräften 
liegen würde, richtig, und würden sich bei der 
erwähnten Aufgabenerledigung durch die Finanz- 
ämter auf Grund unterschiedlicher Schwierig- 
keitsgrade und Eingruppierungstatbestände höhere 
oder niedrigere Personalkosten ergeben? 


45. 


Abgeordneter 

Wimmer 


(SPD) 


Sind bei den anfallenden Sach- und Nebenkosten 
gravierende Unterschiede, die bei der Durchführung 
der Kindergeld-Auszahlung durch die Arbeits- 
ämter bzw. des Kindergeldlastenausgleichs durch 
die Finanzämter entstehen, feststellbar, und wie 
hoch sind diese? 


46. Abgeordneter Wofür wird von Ost-Berlin die sogenannte Transit- 
Dr. Jobst pauschale verwandt, und wie hat die Bundesregie- 

(CDU/CSU) rung sichergestellt, bzw, sich Gewißheit verschafft, 

daß sie ausschließlich für diese Zwecke verwandt 
wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


47. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß damit zu rechnen ist, daß die 
Kraftfahrzeugversicherungsgesellschaften ihre Ab- 
sichten nicht mehr weiter verfolgen, die für be- 
stimmte Gebiete, z. B. insbesondere Niederbayern 
und Oberpfalz zu erheblichen Erhöhungen der 
Kraftfahrzeughaftpflichtprämien führen würden? 


48. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
andernfalls, um zu verhindern, daß die Verwirk- 
lichung dieser Pläne die Verkehrsteilnehmer Nieder- 
bayerns und der Oberpfalz, die ohnehin unter dem 
noch fehlenden Anschluß an das Autobahnnetz und 
dem unbefriedigenden Ausbau des Fernstraßen- 
netzes leiden und die höchsten Kraftstoffpreise zu 
zahlen haben, zusätzlich belastet? 


49. Abgeordneter 
Schwabe 
(SPD) 


Ist es wirtschaftspolitisch und umweltpolitisch zu 
verantworten, daß angesichts stark schwankender 
Ankaufspreise das Sammeln von Altpapier und seine 
Wiederverwendung eingeschränkt wird und statt- 
dessen der immer neue Holzverbrauch zur Papier- 
und Pappenherstellung überdimensional steigt, und 
sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dieser 
Entwicklung zu begegnen? 


9 



Drucksache 7/4555 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


50. Abgeordneter Welche Mittel wird die Bundesregierung einsetzen, 

Wolfram um sicherzustellen, daß die mittelfristig notwendi- 

(Recklinghausen) gen Steinkohlenkraftwerkskapazitäten gebaut wer- 
(SPD) den, und stimmt es, daß ein namhaftes deutsches 

Energieversorgungsunternehmen knapp jenseits der 
deutschen Grenze in Dänemark ein Kohlekraftwerk 
baut, das Strom in die Bundesrepublik Deutschland 
liefern soll, um auf diese Weise bestimmte deutsche 
energiepolitische Entscheidungen zu unterlaufen? 


51. Abgeordneter Wie haben sich die Handelsbeziehungen zwischen 
Dr. Schweitzer der Volksrepublik China und der Bundesrepublik 
(SPD) Deutschland im Jahr 1975 entwickelt, und wie 

beurteilt die Bundesregierung die weiteren Mög- 
lichkeiten auf diesem Gebiet? 


52. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeiten 
Dr. Schweitzer eines Ausbaues der Beziehungen zwischen der 
(SPD) Volksrepublik China und der Bundesrepublik 

Deutschland auf wissenschaftlichem und techno- 
logischem Gebiet? 


53. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zur Vor- 
bereitung des 4. Rahmenplanes für die Gemein- 
schaftsaufgabe ,, Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ vorgenommene Einteilung der 
Untersuchungs- und späteren Förderregionen 
(Klemmer-Regionen) in einigen Fällen gerade 
wirtschaftsschwache einheitliche Landkreise aus- 
einandergerissen hat mit der Folge, daß auch weit 
unter der Förderschwelle liegende negative Wirt- 
schaftsdaten von sehr wirtschaftsschwachen Kreisen 
wegen ihrer Saldierung mit den Daten von Nach- 
barräumen nicht zu einer Aufnahme in das För- 
derprogramm führten? 


54. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung angesichts solcher Folgen 
bereit, bei der Vorbereitung des 5. Rahmenplanes 
die Einteilung der Untersuchungsregionen zu 
überprüfen und so zu ändern, daß einheitliche 
Landkreise bei der Feststellung ihrer Struktur- 
daten und der Fördervoraussetzungen auch als 
einheitliche Räume untersucht werden? 


55. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Situation anzu- 
erkennen, daß die am undurchlässigen Eisernen 
Vorhang gelegene Oberpfalz trotz ihrer markt- 
fernen Lage im Vergleich mit anderen zentraler 
gelegenen Teilen der Bundesrepublik Deutschland 
nur über ganz wenige Kilometer zweibahnige Auto- 
bahnen verfügt, als Urlaubsgebiet sowie als Manöver- 
raum für mehrere Truppenübungsplätze gemessen 
an der Zahl der einheimischen KFZ- Versicherungs- 
nehmer viel Straßen- und streckenunkundige Straßen- 
benutzer aufweist und wegen des Gegenverkehrs 
mit einem höheren Unfallrisiko belastet ist als 
mancher andere Raum, dessen Hauptverkehr über 
Bundesautobahnen ohne Gegenverkehr abgewickelt 
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werden kann, und ist die Bundesregierung bereit, 
dahin zu wirken, daß auf Grund dieser Situation 
die KFZ-Versicherungsprämien deswegen in der 
Oberpfalz nicht ungünstiger festgesetzt werden als 
im Durchschnitt des übrigen Bundesgebietes? 


56. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen von EG-Staaten sind der 
Bundesregierung bekannt, die sich besonders für 
die finanzschwacheren mittelständischen Betriebe 
auswirken bei Messen und Ausstellungen im 
Inland bzw. im Ausland insbesonders der EG, und 
ist die Bundesregierung bereit, entsprechende^ 
Ausgleichsmaßnahmen künftig vorzusehen, um 
die Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer Aus- 
steller aus der Bundesrepublik Deutschland her- 
zustellen? 


57. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Wie stark ist zum 31. Dezember 1975 das Obligo 
des Bundes aus der Verbürgung von Krediten aller 
Art an kommunistische Staaten, getrennt nach den 
einzelnen Staaten des Warschauer Paktes und ande- 
ren kommunistischen Staaten, in den Jahren 1970— 
1971 — 1972 — 1973—1974—1975 prozentual und in 
absoluten Zahlen angestiegen? 


58. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Wie hat sich der Anteil der Bürgschaften der Staaten 
des Warschauer Paktes am Gesamtvolumen unserer 
Bürgschafts- und Garantieverpflichtungen in den 
Jahren 1970 bis 1975 entwickelt? 


59. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die am 8. Januar 
1976 vom Vorsitzenden des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, Professor Kloten, erhobenen Vorwürfe, 
die in der Feststellung einer verfehlten Konjunktur- 
politik seit 1969 und dem weitgehenden Versagen 
des Staates in der Stabilitätspolitik der letzten 
Jahre gipfelten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


60. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 


Wie hoch sind die Ausgaben der Bundesanstalt 
für Arbeit für Kurzarbeitergeld an Feiertagen seit 
1973 gewesen? 


6 1 . Abgeordneter 

Löher 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, im Hinblick auf 
die gegenwärtige arbeitsmarktpolitische Situation, 
zukünftig die Beschäftigung ausländischer Arbeit- 
nehmer zu steuern? 
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62, Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, bei den zu er- 

Löher greifenden Steuerungsmaßnahmen eine restriktive 

(CDU/CSU) Ausländerpolitik zu betreiben? 


63. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 31. Dezember 1975 zu, daß 1975 
von den Fordwerken ausländische Arbeitnehmer, 
die sich durch eine Abfindung hatten bewegen 
lassen, ihr Arbeitsverhältnis zu lösen, gleichwohl 
aber in Deutschland geblieben waren, wieder ein- 
gestellt wurden, und warum — bejahendenfalls — 
ist ihnen eine Arbeitserlaubnis erteilt worden, 
obwohl dies nur geschehen soll, wenn deutsche 
Arbeitnehmer nicht vermittelt werden können? 


64. Abgeordneter 
Nordlohne 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß nach den am 7. Januar 1976 von den Arbeits- 
ämtern Emden und Leer für den Bereich Ostfries- 
land veröffentlichten Jahresdurchschnittszahlen der 
arbeitslosen Männer und Frauen seit dem Jahr 1969, 
abgesehen von einer kurzfristigen Belebung in den 
Jahren 1970 und 1971, ein kontinuierlich-rapider 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen ist? 


65. Abgeordneter 
Horstmeier 
(CDU/CSU) 


Wird nach dem Landabgaberecht (GAL) bei einer 
langfristigen Verpachtung durch eine Vorerbin 
allein die Voraussetzung der Abgabe im Sinne des 
GAL erfüllt, und — wenn ja — wird die Bundes- 
regierung entsprechende gesetzliche Schritte ein- 
leiten? 


66. Abgeordneter 

Dr. Böhme 
(Freiburg) 
(SPD) 


Bestätigt die Bundesregierung die vom Bundes- 
verband der Betriebskrankenkasse in einem offenen 
Brief genannten Zahlen über den Honorarzuwachs 
der Kassenärzte um mehr als 10 % im Jahr 1975, 
und wie beurteilt die Bundesregierung dieses Hono- 
rarplus von einer Milliarde DM, und welche Konse- 
quenzen für die Gebührenordnung zieht die Bundes- 
regierung daraus? 


67. Abgeordneter 

Lattmann 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß 
der neue § 12 a des Tarifvertragsgesetzes, 

der zum Beispiel freiberuflichen Autoren als arbeit- 
nehmerähnlichen Personen das Recht einräumt, 
durch ihre Gewerkschaft tarif gesetzliche Muster- 
verträge mit Buch Verlegern zu vereinbaren, bisher 
deswegen nicht realisiert werden konnte, weil die 
Verleger ihren Börsenverein noch nicht als Arbeit- 
geberorganisation konstituiert haben, und was ge- 
denkt die Bundesregierung an ergänzenden gesetz- 
geberischen Maßnahmen einzuleiten, um der Tarif- 
autonomie in diesem Bereich zur Verwirklichung 
zu verhelfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


68, Abgeordneter Trifft die Meldung des „Spiegel“ vom 22. Dezember 

Dr. Holtz 1975 zu, wonach das bei der Entwicklung des 

(SPD) Kampfflugzeuges MRCA erworbene deutsche know 

how für den Bau eines indischen Kampfflugzeuges 
zur Verfügung gestellt wird? 


N 
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69. Abgeordneter 

Dr. Holtz 

(SPD) 


Fällt der Transfer deutschen militärtechnologischen 
know hows ins Ausland unter das Kriegswaffen- 
kontrollgesetz, und wird die Bundesregierung be- 
jahendenfalls gemäß dem Kriegswaffenkontroll- 
gesetz verfahren? 




70. Abgeordneter 
Schlaga 
(SPD) 


Besteht auf Grund der eidlichen Aussage des ehe- 
maligen Lockheed-Repräsentanten in der Bundes- 
republik Deutschland, Herrn Hauser, der Verdacht, 
daß Beamte des Bundesverteidigungsministeriums 
und Offiziere der Bundeswehr im Zusammenhang 
mit der Beschaffung der Starfighter von der Firma 
Lockheed finanzielle Zuwendungen erhalten haben? 


71. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
Schlaga zur weiteren Aufklärung dieses Vorganges zu tun? 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


72. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Riedel- 
Mart iny 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung einen Fernsehbericht 
bestätigen, daß Automatenbehälter für Kaugummi, 
Nüsse oder Schmuck gesundheitsgefährdende Spu- 
ren von Farbstoffen und Metallteilen aufweisen? 


73. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß eine vom Verein zur Förderung 
des deutschen Tabakwareneinzelhandels e. V., 
Hamburg, herausgegebene ,, Raucherdepesche“ in 
den Zügen der Deutschen Bundesbahn ausgelegt 
und auf diese Weise in einem öffentlichen Verkehrs- 
mittel des Bundes mittelbar für das Rauchen ge- 
worben wird und wenn ja, wie vertragen sich die 
Bemühungen der Bundesregierung auf den Ge- 
bieten der gesundheitlichen Aufklärung und der 
Gesundheitserziehung damit? 


74. Abgeordneter 
Kroll-Schlüter 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Frau Minister Dr, Focke allen mit 
der Besetzung des Jugendkuratoriums befaßten 
Behörden mitgeteilt hat, daß Frau Wieczorek-Zeul 
,,den Bereich RCJ“ abdecke und daß Frau 
Wieczorek-Zeul vom Ring Politische Jugend nicht 
vorgeschlagen worden ist für die Aufnahme in das 
Bundesjugendkuratorium? 


75. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Gebäude der Victor-Gollanc- 

Kroll-Schlüter Stiftung, die kürzlich aufgelöst worden ist, einem 

(CDU/CSU) Institut übergeben werden, das wesentlich von der 

Arbeiterwohlfahrt getragen wird? 
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76. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die verschiedentlich in 
Braun der Öffentlichkeit geäußerte Auffassung, daß das 

(CDU/CSU) Krankenhausfinanzierungsgesetz und die Bundes- 

pflegesatzverordnung es ermöglicht hätten, laufende 
Kosten unkontrolliert auf die Krankenkassen zu 
überwälzen, weil der Grundsatz der sparsamen Haus- 
haltsführung zu wenig beachtet werde, und hält die 
Bundesregierung eine Novellierung des Kranken- 
hausfinanzierungsgesetzes für erforderlich, durch die 
eine Wiederherstellung bzw. Verstärkung der Wirt- 
schaftlichkeitsprüfung von Krankenhäusern durch 
die öffentliche Hand erreicht wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


77. Abgeordneter Wie hoch beziffert die Bundesregierung den Halden- 
Dr. Schneider bestand leerstehender Wohnungen in den einzelnen 
(CDU/CSU) Ländern zum Jahresende 1975, und welche Rück- 

schlüsse ergeben sich für sie aus einer diesbezüglichen 
Erhebung der Bayerischen Landesbausparkasse vom 
1. Dezember 1975 für den Freistaat Bayern? 


78. Abgeordneter In welchem Umfang und über welche Banken sind 
Dr. Schneider hauptsächlich welche Kundengruppen bei dem 
(CDU/CSU) „Windhundrennen“ um die Mittel aus dem Sonder- 

programm Modernisierung des letzten Konjunktur- 
förderungsprogramms erfolgreich gewesen? 


79. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts der unerträg- 
Höcherl lieh steigenden Sozialmieten bereit, das bestehende 

(CDU/CSU) Förderungssystem umzustellen, wie wiederholt von 

den Bundesministern Lauritzen, Dr. Vogel und 
neuerdings auch von Bundesminister Ravens in 
Aussicht gestellt worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


80. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Bauerngehöfte und andere feste Bauten 
wurden seit 1970 in der sogenannten Sperrzone 
der DDR entlang der Zonengrenze von den dortigen 
Behörden beseitigt? 


81. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 

Rollmann über die Zwangsadoption von Kindern sogenannter 

(CDU/CSU) „republikflüchtiger“ Eltern vor, und welche Schritte 

hat die Bundesregierung bei der Regierung der DDR 
gegen diese barbarische und grausame Praxis des 
SED-Regimes unternommen? 


82. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, da ihr die Methoden 
der Adoptionsfreigabe von Kindern sogenannter 
Republikflüchtiger in der DDR bekannt sind, mit 
allen politischen Mitteln gegen die unmenschlichen 
Zwangsadoptionen in der DDR vorzugehen? 
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83. Abgeordneter Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis von 
Niegel Zwangsadoptionen von Kindern bzw. Entziehung 

(CDU/CSU) des elterlichen Sorgerechts sogenannter republik- 

flüchtiger Eltern bzw. Elternteile in der „DDR“, 
und ist sie der Meinung, daß es sich hier um eine 
Verletzung der grundlegenden Menschenrechte 
und der Vereinbarungen sowie dem Geist der Hel- 
sinkier KSZE handelt? 


84. 


Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung 
die Gesamtzahl — und die Aufschlüsselung nach 
Jahren - der Fälle von Zwangsadoptionen und 
Entziehungen von Sorgerecht in der DDR? 


85. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 

Dr. Abelein — gerade anläßlich der Höhe der Zahl eingeleiteter 

(CDU/CSU) Ermittlungsverfahren der Zentralen Erfassungsstelle 

der Landesjustizverwaltungen in Salzgitter -, die 
DDR zur strikten Einhaltung und vollen Anwen- 
dung der Bestimmungen des Korbes III der Schluß- 
akte der KSZE anzuhalten? 


86 . 


Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung die Darstellung 
der Verhältnisse im Ostberliner Herrschaftsbereich 
durch das Gesamtdeutsche Institut in dem von ihm 
herausgegebenen Kalender 1976? 


87. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung sichergestellt 
hat, daß in Höhe ihres Anteils an den Kosten für 
Ausbau und Reparatur der Autobahn Berlin— Helm- 
stedt Firmen aus dem freien Teil Deutschlands be- 
teiligt, bzw. Materiallieferungen vorgesehen werden, 
und wenn nein, warum nicht? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


88. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundeskanzler die konsequente 
Milz Haltung des Ministerpräsidenten Goppel und der 

(CDU/CSU) Bayerischen Staatsregierung im Zusammenhang 

mit dem Besuch des Vertreters der DDR nicht 
voll billigt, zumal er Presseberichten zufolge lieber 
eine andere Reaktion gesehen hätte? 


89. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Wollte der Bundeskanzler das Land Berlin, das laut 
Grundgesetz und laut Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichtes ein Land der Bundesrepublik Deutschland 
ist, nicht als Bundesland betrachten, als er in seinem 
Interview mit der Hamburger Morgenpost vom 
19. Dezember 1975 nur von zehn Landeshaupt- 
städten sprach? 
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90. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


Wieso bezeichnete der Bundeskanzler die Aus- 
ladung des Ständigen Vertreters der DDR- 
Regierung, Michael Kohl, durch den Minister- 
präsidenten des Freistaates Bayern, Alfons Goppel, 
als eine außenpolitische Entscheidung, obwohl 
Bundesregierung, Bundesrat, Bundestag und Bun- 
desverfassungsgericht festgestellt haben, daß die 
DDR gegenüber der Bundesrepublik Deutschland 
nicht Ausland sein kann? 


91. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Ausweisung des Spiegel-Korrespondenten Jörg 
Mettke die Vereinbarungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR verletzt, und 
— wenn ja — was hat die Bundesregierung gegen 
diese Verletzung der Vereinbarungen unternommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


92. Abgeordneter 
Dr. Becher 
(Pullach) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Deutsche sind auf Grund des Briefwechsels 
über humanitäre Fragen vom 11. Dezember 1973 
in den Jahren 1974 und 1975 aus der CSSR in die 
Bundesrepublik Deutschland gekommen? 


93. Abgeordneter 

Dr. Becher 


(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Auf welche Weise will die Bundesregierung erreichen, 
daß die tschechoslowakische Regierung, ohne 
zusätzliche Leistungen wirtschaftlicher oder sonsti- 
ger Art zu verlangen, ihren im Prager Vertrag vom 
11. Dezember 1973 sowie in seinen Begleitbriefen 
gemachten Zusagen und übernommenen Ver- 
pflichtungen nachkommt? 


94. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


Trifft es zu, daß in verschiedenen deutschen Bot- 
schaften und Konsulaten das Gesetz zur Änderung 
des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 20, Dezember 
1974 nicht oder nur unvollkommen bekannt ist, 
so daß deutsche Mütter im Ausland, die bis zum 
31. Dezember 1977 den Antrag zum Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit für ihre Kinder 
stellen wollen, nicht zuverlässig beraten oder gar 
abgewiesen werden? 


95. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Informationen 
über das Gesetz bei Behörden und in der Öffent- 
lichkeit des ln- und Auslands zu verstärken, um 
durch Unkenntnis entstehende Nachteile für den 
betroffenen Personenkreis zu vermeiden? 


96. Abgeordnete 

Frau 

Berger 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in der Forderung der 
Sowjetunion, zu den Weltmeisterschaften der Eis- 
sprinter am 6. und 7. März 1976 in Berlin eine 
gesonderte Einladung des Berliner Senats zu er- 
halten, einen Verstoß gegen das Vier-Mächte-Ab- 
kommen? 
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97 ^ Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


98. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 

Roser 

(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


101. Abgeordnete 

Frau 

Pack 

(CDU/CSU) 


102. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


103. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kontakte mit dem Ber- 
liner Senat aufgenommen, um eine einheitliche 
Haltung sicherzustellen und die Forderung der 
Sowjetunion zurückzuweisen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung 
der Regierung der UdSSR nach einer zusätzlichen 
Einladung des Berliner Senats zur Weltmeister- 
schaft der Eissprinter, obgleich die UdSSR be- 
reits eine Einladung zu dieser Veranstaltung durch 
den deutschen Eissportverband erhalten hat? 


Treffen Meldungen zu, nach denen der rumänische 
Staats- und Parteichef ausgeführt haben soll, daß die 
Wünsche von Deutschen nach Ausreise und Familien- 
zusammenführung eine Manifestation des Klassen- 
feindes seien, die bekämpft werden müsse und nicht 
akzeptiert werden dürfe, und wenn ja, hat der 
Bundesminister des Auswärtigen bei seinem Besuch 
in Bukarest dem rumänischen Staats- und Parteichef 
klar gemacht, daß er mit dieser Haltung gegen die 
auf der Konferenz für Sicherheit und Zusammen- 
arbeit in Europa verabschiedeten Vereinbarungen 
verstößt, die den Menschen mehr Freiheit bringen 
sollten? 


Welche Erklärung kann die Bundesregierung dafür 
abgeben, daß in der Nürnberger Durchgangsstelle 
1975 35 Prozent Aussiedler - vor allem aus Rumä- 
nien - weniger registriert worden sind als 1974? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, sich durch den 
deutschen Botschafter in Belgrad ebenso direkt 
über das Todesurteil gegen Miljenko Hrkac infor- 
mieren zu lassen, wie kürzlich bei den Todesurteilen 
im spanischen Polizistenmord-Prozeß? 


Trifft es zu, daß kubanische Truppentransport- 
flugzeuge zur Unterstützung der sowjetkommu- 
nistischen Bürgerkriegspartei in Angola auf den 
Azoren zwischenlandeten, und was hat die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls — getan, um Portugal 
als Mitglied des Nordatlantischen Bündnisses von 
einem derartigen, den Interessen des Bündnisses 
entgegengesetzten Verhalten abzubringen? 


Trifft es zu, daß eine deutsche Staatsangehörige, 
die nach dem im internationalen Bereich prakti- 
zierten und seitens anderer deutscher Botschaften 
auch gegenüber Nichtdeutschen angewandten Ver- 
fahren „einstweilige Zuflucht“ in der Deutschen 
Botschaft in Warschau wegen der Bedrängung durch 
polnische Behörden gesucht hatte, am Fußboden 
des Warteraums schlafen mußte und am Wochen- 
ende ohne Verpflegung blieb? 
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104. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß auf Grund polnischer Nationali- 
sierungsvorschriften aus den Oder-Neiße-Gebieten 
ausreisende deutsche Staatsangehörige weiterhin 
völkerrechtswidrig und unter Verstoß gegen elemen- 
tare Rechtsgrundsätze zum Verzicht auf dingliches 
Eigentum gezwungen sind, und welche völkerrechts- 
konformen Mittel wendet die Bundesregierung zum 
wirksamen Schutz der Ansprüche deutscher Saats- 
angehöriger auf dingliches Eigentum an, da solche 
Ansprüche „Vermögenswerte Rechtspositionen dar- 
stellen, die unter den Schutzbereich des 
Artikels 14 GG fallen“ (Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts vom 7. Juli 1975 B III. 1 b)? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV. der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß 1. der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Aussage der Süd- 
deutschen Zeitung in ihrem Artikel vom 17. De- 
zember 1975 bestätigen, daß in der Planungsab- 
teilung des Bundeskanzleramtes „künstlich Referate 
ohne Unterbau“ vorhanden sind, und wenn ja, wie 
rechtfertigt die Bundesregierung diesen Tatbestand, 
wenn nein, auf welchen Informationen basiert 
diese Darstellung? 


2. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise erfüllt die Planungsabteilung des 
Bundeskanzleramtes - wie in dem Artikel der 
Süddeutschen Zeitung vom 17. Dezember 1975 
erwähnt — die Funktion eines Bindegliedes zwischen 
Bundeskanzleramt und Erich-Ollenhauer-Haus? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Welchen Sinn sieht die Bundesregierung nach den 
Abstimmungen der letzten Wochen noch in einer 
weiteren Mitgliedschaft und Mitarbeit der Bundes- 
republik Deutschland in den Vereinten Nationen? 


4. Abgeordneter 

Dr. Mertes 
(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die 
Verpflichtungen, die die Sowjetunion in Artikel 7 
des Freundschaftsvertrages vom 7. Oktober 1975 
mit der DDR gegenüber Ost-Berlin übernommen 
hat, mit ihren Verpflichtungen aus dem Vier- 
Mächte-Abkommen (Teil II B; Anlage II Zi. 1) 
in krassem Widerspruch stehen, insbesondere weil 
die speziellen rechtlichen Bindungen West-Berlins 
an die Bundesrepublik Deutschland im Verhältnis 
Moskau— Ost-Berlin ihres essentiellen Inhalts be- 
raubt werden, und liegen der Bundesregierung 
Informationen vor, wonach die Drei Mächte be- 
absichtigen, bei der Sowjetunion wegen einer 
darin erkennbaren erheblichen Verletzung des 
Vier-Mächte-Abkommens über Berlin vom 3. Sep- 
tember 1971 vorstellig zu werden? 


5. Abgeordneter 

Dr. Mertes 

(Gerolstein) 

(CDU/CSU) 


Ist die Botschafter-Erklärung der Drei Mächte vom 
14. Oktober 1975 (vgl. Pressemeldung des Infor- 
mationsdienstes der USA vom 14. Oktober 1975), 
die laut der Erklärung von Staatsminister Moersch 
im Bundestag am 16. Oktober 1975 (13 398 D) 
mit der Bundesregierung abgestimmt wurde, geeig- 
net, als rechtswahrender Protest gegenüber der 
Sowjetunion im Sinne der Frage 4 angesehen zu 
werden? 
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6. Abgeordnete 

Frau 

Funcke 

(FDP) 


Treffen Pressemeldungen, unter anderem in Die 
Welt vom 20. Dezember 1975 und der Süddeutschen 
Zeitung vom 22. Dezember 1975, zu, nach denen 
Angehörige der Deutschen Botschaft in Warschau 
eine dort zufluchtsuchende Aussiedlerfamilie un- 
würdig behandelt (Verweigerung der Nahrung, 
Übernachtung auf dem Fußboden ohne Decken 
etc.) und ihr damit gedroht hätten, sie mit Hilfe 
der Polizei aus dem Botschaftsgebäude zu ent- 
fernen? 


7. Abgeordnete Trifft es zu, daß nach den Erfahrungen einer Aus- 

Frau Siedler familie die Deutsche Botschaft in Warschau 

Funcke „nichts für die Deutschen tut“? 

(FDP) 


8. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, die Sowjetunion verlange, 
Gierenstein daß zu den Eisschnellaufweltmeisterschaften in 

(CDU/CSU) Berlin eine gesonderte Einladung des Senats von 

Berlin ergehe, und wird — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung unmißverständlich deutlich 
machen, daß eine derartige Politisierung des Sports 
für die deutsche Seite grundsätzlich nicht in Frage 
kommen kann und in diesem Fall überdies der 
rechtswidrigen sowjetischen Drei-Staaten-Theorie 
Vorschub zu leisten geeignet ist? 


9. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Ist nach Auffassung der Bundesregierung die arg- 
listige Täuschung (dolus) im Zeitpunkt des Ver- 
tragsabschlusses eines internationalen Vertrages 
nicht ein Fehler, der einem völkerrechtlichen 
Rechtsgeschäft auch der Bundesrepublik Deutsch- 
land mit einem anderen Staat anhaftend, im Wege 
der Anfechtung des Vertrages geltend gemacht 
werden kann und falls nicht, warum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, 
wonach die Festlegung des Lärmschutzbereiches 
für den NATO-Flugplatz Pferdsfeld entgegen der 
Ankündigung des Parlamentarischen Staatssekretärs 
beim Bundesminister des Innern, Herrn Baum, vom 
23. Januar 1975 nicht mehr im Jahr 1975, sondern 
erst im Laufe des Jahres 1976 erfolgen wird und 
— wenn ja — worauf ist diese Verzögerung zurück- 
zuführen? 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung darüber Angaben machen, 
ob und gegebenenfalls wann mit der Dateneinholung 
für die Ermittlung des Lärmschutzbereiches für den 
Luft-Boden-Schießplatz Siegenburg begonnen wird, 
nachdem zwischen den beteiligten Bundesressorts 
Einigkeit darüber erzielt wurde, daß für Bomben- 
abwurfplätze und Luft-Boden-Schießplätze Lärm- 
schutzbereiche nach dem Fluglärmgesetz fest- 
gesetzt werden können? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung Merkblätter für das Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetz 1974, insbesondere 
im Hinblick auf die Kinder deutscher Mütter und 
ausländischer Väter, vorgesehen, damit in der 
Praxis auf getretene Schwierigkeiten in Zukunft 
vermieden werden? 


13. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie viele Dienstreisegenehmigungen, Dienst- 
befreiungen und Befreiungen nach der Sonderur- 
laubsregelung und den entsprechenden tariflichen 
Bestimmungen wurden zur Teilnahme am letzten 
Parteitag der SPD in Mannheim für Beamte des 
gehobenen und höheren Dienstes und entsprechende 
Angestellte aus den Bundesbehörden (aufgegliedert 
nach Bundesministerien, Bundeskanzleramt und 
Bundespresseamt), ohne daß diese Delegierte waren, 
erteilt? 


14. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse bezüglich Kapazität, Frequenz 
und Finanzierung liegen der Bundesregierung vor 
über die Parteischule der Deutschen Kommunisti- 
schen Partei in Essen (Karl-Liebknecht-Schule), 
und welche weitere Ausbildung erfahren dort ge- 
schulte Funktionäre zusätzlich noch im Ausland? 


15. Abgeordneter 
Dr. Wernitz 
(CDU/CSU) 


In welchen Punkten sieht die Bundesregierung Ver- 
anlassung auf Grund der Untersuchungen bzw. 
Darlegungen von Professoren der Universität Bre- 
men, ihre Erklärungen und Berichte zum Unglück 
im Kernkraftwerk Gundremmingen am 19. No- 
vember 1975 zu korrigieren? 


16. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung Bemühungen, 

Wohlrabe deutsche Aussiedler aus osteuropäischen Staaten in 

(CDU/CSU) Berhn ansässig zu machen? 


17. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung getroffen, um die deutschen Aussiedler 
konkret darauf anzusprechen, ihren Wohnsitz 
und Arbeitsplatz in Berlin zu nehmen, und wie 
viele Mittel sind dafür bereits zur Verfügung ge- 
stellt worden? 


18. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, der Bundesminister des Inneren habe 
angeordnet, die Tarnnetze für die Einsatzfahrzeuge 
des Bundesgrenzschutzes zu verkaufen, worauf die 
Kommandos Nord und Süd Gegenvorstellungen 
erhoben haben, in denen sie die Maßnahmen als 
nicht zu verantworten bezeichnet haben, und wie 
rechtfertigt die Bundesregierung - bejahenden- 
falls — die Weisung, die den von der Gewerkschaft 
der Pohzei erhobenen Forderungen entspricht, ins- 
besondere im Hinblick auf ihre wiederholten Ver- 
sicherungen, die Schlagkraft des Bundesgrenz- 
schutzes im Einsatz an der Zonengrenze nicht zu 
schwächen? 
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19.^ Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung dränge 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaft, 
ihre Pläne für die Einführung der Sommerzeit aufzu- 
geben mit der Begründung, dies würde in Berlin zu 
Schwierigkeiten führen, und wie vereinbart die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — dieses Vor- 
gehen mit der von Mitgliedern des Senats von Ber- 
lin eingenommenen Haltung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


20. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Ist auch die Bundesregierung der Auffassung, wie 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
3. Januar 1976 abgedruckt, daß die Bezeichnung 
des sowjetischen Sektors von Berlin als ,, Berlin, 
Hauptstadt der DDR“ nach dem im Bundesgebiet 
geltenden Recht schutzwürdig ist — etwa als dem 
öffentlichen Nutzen dienend — , oder wird die 
Bundesregierung die entsprechenden Entwürfe bei 
den gesetzgebenden Körperschaften einbringen, 
durch die eine derartige Auslegung des geltenden 
Rechts unmöglich gemacht und der rechtswidrigen 
Anmaßung Ost-Berlins entgegengetreten wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


2 1 . Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
mit den Stationierungsstreitkräften Verhandlungen 
zu führen, damit die von einer Kommission im 
Herbst dieses Jahres besichtigten Kantinen für die 
bei den Stationierungsstreitkräften beschäftigten 
Arbeitnehmer auf den US-Luftbasen insbesondere 
auf dem Rhein -Main-Flughafen (Frankfurt/Main) 
verbessert werden bzw, in Sembach und Hahn 
Kantinen eingerichtet werden? 


22. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung den Umfang und die Höhe 
der Schäden ermittelt, die durch Orkan, Stürme und 
Sturmflut zu Beginn dieses Jahres in Norddeutsch- 
land entstanden sind, und zu welchem Ergebnis 
haben gegebenenfalls diese Ermittlungen geführt? 


23. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, der betroffe- 
Mursch nen Bevölkerung wirtschaftlich zu helfen, und 

(Soltau-Harburg) welche Möglichkeiten sieht sie hierfür? 

(CDU/CSU) 


24. Abgeordneter 
Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen über die 
Räumung des Flugplatzes Köln-Butzweiler Hof 
von den belgischen Streitkräften, und wann kann 
mit einer endgültigen Entscheidung gerechnet 
werden? 
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25, Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um den von der 
Rollmann Sturmflut in Norddeutschiand betroffenen Men- 

(CDU/CSU) sehen zu helfen? 


26. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun, um die in Mit- 
Rollmann leidenschaft gezogenen Betriebe zu unterstützen, 

(CDU/CSU) damit ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit 

vermieden wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


27. Abgeordneter 

Dr. Narjes 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind nach Ansicht der Bundesregierung 
die Gesamtverbindiiehkeiten des Ostblocks gegen- 
über Kreditgebern des Westens, und stimmt die 
Bundesregierung mit der von einer New Yorker 
Großbank errechneten und durch die Presse weit 
verbreiteten Schätzung überein, wonach die Ge- 
samtverbindlichkeiten der Staaten des Ostblocks 
gegenüber westlichen Kreditgebern den Betrag 
von 32 Milliarden Dollar erreicht haben? 


28. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Instrumente der Regionalpolitik nicht aus- 
reichen, und welche Haltung nimmt sie im einzelnen 
ein zu den Vorschlägen, die Konjunkturpolitik 
durch eine Änderung des Stabilitätsgesetzes zu 
regionalisieren bzw. die Investitionszulage regional 
differenziert zu zahlen? 


29. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu 
tragen, daß in verstärktem Umfang Mittel aus 
dem EG-Regional-Fonds — zusätzlich zu den natio- 
nalen Strukturförderungsmitteln — in den struktur- 
schwachen Räumen der Bundesrepublik Deutsch- 
land eingesetzt werden, die bei Bund und Ländern 
(z. B. im Bundesraumordnungsprogramm) als 
„besondere Problemgebiete“ gelten, und welche 
Überlegungen bestimmen die Haltung der Bundes- 
regierung? 


30. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die in der Druck- 
sache 7/3840 aufgeführte Zusammenstellung der 
Hauptzielgebiete des Fremdenverkehrs im Inland 
noch für zeitgemäß, insbesondere, da sich seit 
Anfang der sechziger Jahre Schwerpunkte und 
Inhalte der Hauptzielgebiete wesentlich geändert 
haben dürften, und ist sie insoweit bereit, eine 
neue Konzeption der Hauptzielgebiete unter beson- 
derer Berücksichtigung von Reisegebieten und Er- 
holungsgebieten vorzulegen? 


31. 


Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung bei der Aufstellung der 
Hauptzielgebiete des Fremdenverkehrs die Not- 
wendigkeit einer Abgrenzung von Reisegebieten, 
Erholungsgebieten und Naherholungsgebieten unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Voraus- 
setzungen, und wird sie dabei die Notwendigkeit 
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berücksichtigen, im Rahmen der Einteilung der 
Hauptzielgebiete des Fremdenverkehrs z. B. den 
Bereich des Sauerlandes gesondert als selbständiges 
Hauptzielgebiet auszuweisen, da es von der Be- 
deutung her mit Kurhessen-Waldeck kaum ver- 
gleichbar sein dürfte? 


32. Abgeordneter Kann die Bundesregierung jetzt schon zu den 
Wolfram Aussagen des Gutachtens des US-Wissenschaftlers 

(Recklinghausen) und Nobelpreisträgers Prof. Lederberg Stellung 
^SPD) nehmen, und welche Konsequenzen wären daraus 

für die zukünftige Energiepolitik abzuleiten? 


33. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
hohe Arbeitslosigkeit im Saarland (6,7 % im No- 
vember 1975) zu einem erheblichen Teil auf die 
geographische Situation dieses Landes an der 
Grenze und auf strukturelle Schwächen zurück- 
zuführen ist, die sich durch das politische Schicksal 
dieses Grenzlandes und die noch nicht abgeschlosse- 
nen Veränderungen im Montan- und insbesondere 
im Energiebereich ergeben liaben? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß trotz 
dieser permanenten strukturellen Arbeitslosigkeit 
und der in der gegenwärtigen Konjunkturphase 
bestätigten Gefahr des Arbeitsplatzentgangs, die 
zusammengefaßten Ergebnisse der Neuabgrenzungs- 
gutachten für die Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur zu einem Ergebnis kommen, 
das diese Situation außer acht läßt, und ist die 
Bundesregierung bereit, diese Schwächen der Abgren- 
zungsmethode bei neuen Abgrenzungsuntersuchun- 
gen sowie in der Erfolgskontrolle zur Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ zu berücksichtigen und in den 
zuständigen Gremien zu vertreten? 


Wie gedenkt die Bundesregierung darüber hinaus, 
durch Hilfen zur Verbesserung der saarländischen 
Wirtschaftsstruktur die negativen Einflüsse beson- 
ders zu berücksichtigen, die aus dem wirtschaft- 
lichen Gefälle resultieren, das sich im Saarland 
aus dem Unterschied in der Wirtschafts- und Aus- 
rüstungsstruktur beiderseits der saarländischen und 
französischen Grenze ergibt? 


37. Abgeordneter Welche Möglichkeiten der Unterstützung der re- 
Lenzer gionalen Wirtschaftsstruktur sieht die Bundes- 

(CDU/CSU) regierung im Bereich des Verkehrswesens der 

Strukturpolitik usw. für die Landkreise Wetzlar 


36. Abgeordneter 
Zeyer 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Zeyer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Hinblick auf 
die weitere wirtschaftliche Entwicklung im Saar- 
land die Einflüsse aus dem wirtschaftlichen Gefälle, 
das sich im Saarland aus den beiderseits der Grenze 
verschiedenen Wirtschafts-, Sozial- und Rechts- 
system sowie aus den Unterschieden in der Wirt- 
schafts- und Ausrüstungsstruktur ergibt? 
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und Dillkreis, die einerseits nicht Bundesförde- 
rungsgebiet sind, andererseits jedoch eine über- 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl auf weisen und 
von dem Abzug öffentlicher Dienstleistungen im 
Zuge der Gebiets- und Verwaltungsreform beson- 
ders betroffen sind? 


38 . 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Bundesinvestitionsmittel bzw. andere För- 
derungsmittel in den Bereichen Verkehr, Bundes- 
post, Wohnungs- und Städtebau usw. sind im Jahr 
1975 in die Landkreise Wetzlar und Dillkreis ge- 
flossen, und in welcher Höhe kann für das Jahr 1976 
mit derartigen Zuwendungen gerechnet werden? 


39. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
momentane Lage der deutschen Feinstrumpf- 
industrie, in deren Bereich die Arbeitsplätze um 
rund zwei Drittel zurückgegangen sind, Besorgnis 
erregend ist, und daß dieser Rückgang auf die 
hohen Importe aus der DDR und aus Italien zu- 
rückzuführen ist? 


40. Abgeordneter 
Vogt 

(CDU/CSU) 


Wie wird sich die Bundesregierung bei der Anhörung 
der europäischen Regierungen zu dem Bericht über 
die Lage der europäischen Feinst rum pfindustrie 
verhalten? 


4 1 . Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Wie werden Importe (Lieferungen) aus der ,,DDR“ 
bezüglich der Möbelimporte ab 1. Januar 1976 
verrechnet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, von der Ausnahme- 
regelung gemäß Artikel 3 Abs. 2 der EG-Richt- 
linie für Höchstgehalte an unerwünschten Stoffen 
in Futtermitteln so lange keinen Gebrauch zu 
machen, bis in allen EG-Partnerländern wirksame 
Kontrollen gewährleistet sowie einheitliche Ana- 
lysenmethoden verbindlich vorgeschrieben sind und 
erst dann die Abgabe von Einzelfuttermitteln mit 
überhöhten Schadstoffgehalten an „anerkannte 
Hersteller“ in Erwägung zu ziehen? 


43. Abgeordneter 
Carstens 
(Emstek) 
(CDU/CSU) 


Welche bestimmten Voraussetzungen sind nach 
Meinung des Bundesministers für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nötig, um - unter Berück- 
sichtigung der Kontrollierbarkeit der Verwendung 
und des Gesundheitsschutzes — die Abgabe von 
Einzelfuttermitteln mit überhöhten Schadstoff- 
gehalten an „anerkannte Hersteller“, die auch 
landwirtschaftliche Betriebe sein können, zuzu- 
lassen? 
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44. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Wird die Bundesregierung Schritte zur Schaffung 
einer internationalen Charta des Tierschutzes 
einleiten, und sind bereits in anderen Ländern 
ernsthafte Überlegungen im Gange? 


45. Abgeordneter Wann legt die Bundesregierung entsprechend der 
Saxowski Empfehlung des Ernährungsausschusses (Druck- 

(SPD) Sache 7/3648), der sich der Deutsche Bundestag 

durch seinen Beschluß vom 5. Juni 1975 ange- 
schlossen hat, Vorschläge zur Förderung von Son- 
dermaßnahmen für junge Betriebsinhaber vor? 


46. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Wieviel nationale Mittel stellt die Bundesregierung 
für Agrarmarktstützungsmaßnahmen 1976 zur Ver- 
fügung, die mit den FORMA-Maßnahmen vergleich- 
bar wären, und sieht die Bundesregierung den 
hohen Staatszuschuß für die FORMA in Frankreich 
von 570 Millionen DM als Wettbewerbsverzerrung 
in der EG an? 


47. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung die Betriebsaufgabe 
von über 40 Kutterfischereibetrieben allein an der 
schleswig-holsteinischen Ostküste bestätigen, welches 
sind die Ursachen und möglichen Auswirkungen auf 
die Vermarktungsunternehmen und die langfristige 
Versorgung der Verbraucher mit Frischfisch? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


48. Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Landwirten, die die Fristen für eine 
Beitragsnachentrichtung nach dem Gesetz über die 
Altershilfe für Landwirte (GAL) versäumt haben, 
zwar die Möglichkeit eingeräumt wird, Beiträge 
zur gesetzlichen Rentenversicherung bis Ende dieses 
Jahres nachzuentrichten, ihnen jedoch dann bereits 
nach dem GAL bestehende Beitragszeiten selbst 
unter Verzicht auf die Rechte aus dem GAL nicht 
anerkannt werden? 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung diese Regelung gegebenen- 

Pieroth falls für sachlich gerechtfertigt, oder denkt sie an 

(CDU/CSU) eine gesetzliche Änderung? 


50. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß Schwerbehinderte derzeit 
Wendt ein befristetes Beitrittsrecht zur gesetzlichen Kran- 

(SPD) kenversicherung haben, und wenn ja, bis wann? 


5 1 . Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Überlegungen bekannt, 
die sogenannte kardiale Rehabilitation künftig 
ambulant am Wohnort des Versicherten durch- 
zuführen? 
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52. Abgeordnete Hält die Bundesregierung es für zweckmäßig, daß 

Frau Richtlinien über die ambulante kardiale Rehabili- 

Dr. Neumeister tation am Wohnort des Betroffenen ausgearbeitet 

(CDU/CSU) und Modellversuche mit entsprechenden Behand- 

lungszentren zunächst in Großstädten gestartet 
werden? 


Sieht die Bundesregierung eine ungerechtfertigte 
Bereicherung der gesetzlichen Rentenversicherung 
darin, daß bei der Wiedereinzahlung von Beiträgen 
weiblicher Versicherter, die anläßlich der Ehe- 
schließung erstattet wurden, der Arbeitgeberan- 
teil nicht wieder auflebt, und beabsichtigt die 
Bundesregierung eine Gesetzesinitiative zur Ände- 
rung dieses Zustands? 


Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß an- 
läßlich des vom 12. November 1975 bis 15. No- 
vember 1975 in Düsseldorf tagenden Arbeitsschutz- 
kongresses am Stand des Bundesinstituts für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung die Broschüre „Jugend 
forscht ‘76“ ausgelegt wurde, die u. a. eine partei- 
politische Werbung für die SPD enthält? 


55. Abgeordneter In welcher Auflage und mit welchen Kosten (Bun- 
Breidbach desmittel) ist die kürzlich zur ^Verteilung gelangte 

(CDU/CSU) Broschüre ,,Die Jugend forscht 1976“ heraus- 

gegeben worden? 


56. Abgeordneter Falls Bundesmittel verwendet wurden, wie recht- 

Breidbach fertigt die Bundesregierung die Tatsache, daß 

(CDU/CSU) die Broschüre eine ganzseitige Anzeige der SPD 

enthält? 


57. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß deutsche 
Dr. Unland Aussiedler aus Polen infolge der Novellierung des 

(CDU/CSU) Arbeitsförderungsgesetzes nach einer notwendigen 

Sprachförderung erst eine Wartezeit von drei Jahren 
hinnehmen müssen, ehe eine berufliche Förderung 
erfolgen kann, und hält die Bundesregierung dieses 
tatsächliche Ergebnis mit dem Sinn der Novellierung 
des Arbeitsförderungsgesetzes für vereinbar oder 
beabsichtigt sie, eine Neuregelung, gegebenenfalls 
in Form einer Härteklausel, vorzuschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


58. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, nach Abzug der 
Milz belgischen Streikräfte aus der Loncin-Kaserne 

(CDU/CSU) in Euskirchen die Standortschießanlage in Eus- 

kirchen-Billig dann von der Bundeswehrgarnison 
Rheinbach nutzen zu lassen? 
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59, Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
Milz Stadt Euskirchen in ihrer Eigenschaft als Garni- 

(CDU/CSU) sonstadt im Rahmen des Fremdenverkehrs und 

der Naherholung die Einrichtung einer Stand- 
ortschießanlage im Billiger Wald zuzumuten ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


60. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDU/CSU) 


Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Prognose des Instituts für Weltwirt- 
schaft, es bestehe die Gefahr, daß der Alterspro- 
zeß der Bevölkerung sich beschleunige und sich die 
Probleme aus der Versorgung der alten Menschen 
verschärften und aus der Forderung, abträglichen 
Entwicklungen mit allen verfügbaren Mitteln früh- 
zeitig vorzubeugen, insbesondere nach einer geeig- 
neten bevölkerungspolitischen Konzeption? 


6 1 . Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Sind Presseinformationen zutreffend, daß im 
Jahresdurchschnitt bei 3500 Verkehrstoten und 
8000 Verletzten im Straßenverkehr alkoholbe- 
dingte Unfallursachen vorliegen, daß 50 % aller 
aggressiven Verbrechen ihre Mitursache im Alkohol- 
konsum haben und daß die Öffentliche Hand jähr- 
lich etwa 8 Milliarden DM an Steuergeldern auf- 
wendet, um die Auswirkungen des Alkoholkonsums 
zu bekämpfen, und welche Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, um den Alkoholismus wirkungs- 
voller bekämpfen zu können? 


62. Abgeordneter In welchem Umfang ist bisher der bundeseinheit- 
Biechele liehe Notfallausweis in der Bundesrepublik Deutsch- 

(CDU/CSU) land eingeführt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


63. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß im Rahmen der ge- 
Braun planten Streckenstillegungen der Deutschen Bundes- 

(CDU/CSU) bahn auch die Strecke Remscheid -Lennep-Wer- 

melskirchen -Opladen stillgelegt wird? 


64. Abgeordneter Für welches Jahr ist eine solche Stillegung vorge- 

Braun sehen, und wird die Deutsche Bundesbahn recht- 

(CDU/CSU) zeitig mit den betroffenen Gemeinden Gespräche 

führen? 


65, Abgeordneter 

Vehar 

(CDU/CSU) 


Aus welchen konkreten Gründen hält die Bundes- 
regierung an einer Geschwindigkeitsbegrenzung für 
Reisebusse von 80 km auf Autobahnen fest, ob- 
wohl nach Auffassung von maßgeblichen Verkehrs- 
technikern technische Gründe ohne weiteres eine 
Heraufsetzung auf 100 km erlauben würden, was 
auch eine Anpassung an Regelungen bedeuten 
würde, wie sie in anderen europäischen Ländern 
- in Großbritannien, Frankreich, Italien, Österreich, 
Spanien und in der Schweiz - gelten? 
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66. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß eine 
Vehar Gleichstellung der Reisebusse mit den Schwer- 

(C DU/CSU) lastzügen auf den Autobahnen eine unzumutbare 

Diskriminierung für die Businsassen bedeutet, und 
daß deren Sicherheit nicht dadurch gedient wird, 
daß sie gezwungen werden, auf weiten Strecken 
im Verband schwerer Lastzüge fahren zu müssen, 
und ist sie bereit, bei ihrer Entscheidung von dieser 
Ansicht auszugehen? 


67. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Bundesregierung sich weigert, 
Vehar durch eine entsprechende Verordnung die Herab- 

(C DU/CSU) Setzung des z. Z. zulässigen Lärmpegels für Motor- 

räder und Mopeds gesetzlich zu regeln, obwohl 
gerade diese Lärmbelästigungen für viele Bürger 
eine unzumutbare Umweltbelästigung darstellen, 
und — wenn ja — welche Gründe führt die Bundes- 
regierung hierfür an? 


68. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung ver- 

Wawrzik anlaßt, den Bau der Rheinbrücke bei Altrip zu 

(CDU/CSU) verschieben, und wann rechnet die Bundesregie- 

rung mit dem Baubeginn? 

69. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bei ihrer Entscheidung 

Wawrzik berücksichtigt, daß die bisher fertiggestellten Bau- 

(C DU/CSU) abschnitte erst durch den Bau der Brücke voll 

genutzt werden können? 

70. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß im 

Tillmann Interesse einer weiteren Strukturverbesserung im 

(CDU/CSU) Hochsauerland auf die Schienenverbindung Nuttlar- 

Winterberg nicht verzichtet werden kann, und hält 
sie daher die wegen des geplanten Baues der Neger- 
Talsperre erforderliche Neutrassierung der Strecke 
für sinnvoll und notwendig? 

71. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Neuplanung der 

Tillmann Trassierung der Bundesbahnstrecke Nuttlar— Win- 

(CDU/CSU) terberg im Bereich der geplanten Neger-Talsperre 

dann noch für sinnvoll und vertretbar, wenn damit 
gerechnet werden muß, daß die Bundesbahn diese 
Strecke im Zuge der beabsichtigten Anpassung 
ihres Streckennetzes später stillegt? 

Trifft es zu, daß das vor Jahren eingeleitete Plan- 
feststellungsverfahren zur Umgehung von Brens- 
bach/Odenwald im Zuge der B 38 immer noch 
nicht abgeschlossen ist, und worauf ist das gegebe- 
nenfalls zurückzuführen? 

73. Abgeordneter Wann ist mit dem Abschluß des Planfeststellungs- 

Picard Verfahrens und mit dem Baubeginn der in Frage 72 

(CDU/CSU) bezeichneten Straßenbaumaßnahme zu rechnen, 

und ist deren Finanzierung gesichert? 

74. Abgeordneter Inwieweit treffen Pressemeldungen zu, nach denen 

Picard unter den von der Deutschen Bundesbahn zur 

(CDU/CSU) Stillegung vorgeschlagenen Strecken auch die 

Strecke Offenbach-Babenhausen— Wiebelsbach- 

Heubach aufgeführt sein soll? 
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75. 


Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Wie wird die Bundesregierung — falls die Frage 74 
bejaht wird — den Antrag auf Stillegung der ge- 
nannten Strecke bescheiden? 


76. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen be- 
stätigen, nach denen es für die Deutsche Bundes- 
bahn kein Argument für den Fortbestand solcher 
Strecken gibt, die nur von Fahrgästen mit Schüler- 
und Arbeiter-Rückfahrkarten in Anspruch genom- 
men werden, und wie beurteilt die Bundesregierung 
gegebenenfalls diese Haltung der Deutschen Bundes- 
bahn? 


77. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Wie hoch belaufen sich die Verluste der Deutschen 
Bundesbahn infolge der Sozialtarife, auch die der 
Bundeswehrangehörigen, und sind diese in den 
Zahlenangaben über die Defizite enthalten oder 
werden sie gesondert verrechnet und der Deutschen 
Bundesbahn erstattet? 


Wird der Bau des von der Bundesregierung und des 
Bundestages beschlossenen Saarkanals terminge- 
recht begonnen und durchgeführt, oder sind die 
Zweifel, die der stellvertretende Vorsitzende des 
Aufsichtsrats der Dillinger Hüttenwerke, Otto 
Wolff von Amerongen, dieser Tage geäußert hat, 
begründet? 


79. Abgeordneter Stimmt es, daß - wie in ,,Bild“ vom 11. Oktober 
Dr. Eyrich 1975, Ausgabe Baden-Württemberg, berichtet — die 

(CDU/CSU) Deutsche Bundesbahn geheime Schrumpfungspläne 

hegt und u. a. — entgegen wiederholter Beteue- 
rungen — beabsichtigt, die Eisenbahnstrecke Zell- 
Lörrach stillzulegen, und falls diese Meldung zu- 
trifft, wird sie an solchen Plänen noch Korrekturen 
auch unter dem Gesichtspunkt der Strukturver- 
besserung topographisch benachteiligter Gebiete 
vornehmen? 


78. Abgeordneter 
Kulawig 
(SPD) 


80. Abgeordneter Treffen Pläne der Deutschen Bundesbahn zu, nach 
Dr. Waffenschmidt denen die Eisenbahnstrecke Gummersbach— Marien- 
(CDU/CSU) beide— Bergisch-Born— Opladen und die Eisenbahn- 

strecke Marienheide— Meinerzhagen stillgelegt wer- 
den sollen? 


81. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß für den 
Dr. Waffenschmidt von eventuellen Streckenstillegungen betroffenen 
(CDU/CSU) Raum des oberbergischen und bergischen Landes 

und seine Mitbürger, insbesondere im Interesse 
der Sicherung der Arbeitsplätze und für den Frem- 
denverkehr der Eisenbahnverkehr weiterhin erhalten 
bleiben muß? 


82. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung in dem von ihr 
vorgelegten neuen 5-Jahres-Straßenausbauplan die 
Ortsumgehung Lingenfeld nicht zusammen mit der 
Ortsumgehung Germersheim in die Dringlichkeits- 
stufe I a eingeordnet, obschon dies ein zusammen- 
hängendes Stück der B 9 darstellt? 
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83. Abgeordneter 
Leicht 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit, diese Frage 
nochmals zu überprüfen und gegebenenfalls bei 
der Beratung des 5-Jahres-Straßenausbauplans im 
Parlament dieser Änderung, nämlich einheitliche 
Betrachtung der Ortsumgehungen Lingenfeld und 
Germersheim und damit der gemeinsamen Ein- 
stufung in die Stufe I a, zuzustimmen? 


84. Abgeordneter Trifft es zu, daß nach den Einsparungsvorstellungen 
Pohlmann des Bundesministers für Verkehr beabsichtigt ist, 

(CDU/CSU) auch die Bundesbahnstrecke Hameln— Lage— Biele- 

feld stillzulegen? 


85. Abgeordneter Wenn ja - ist der Bundesregierung bekannt, daß 
Pohlmann die genannte Strecke für den Güterverkehr eine 

(CDU/CSU) nicht geringe Bedeutung hat, und mit welcher 

konkreten Alternative würde die Bundesregierung 
in diesem Fall ausweichen? 


86. Abgeordneter 
Dr, Schäuble 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der von der 
Deutschen Bundesbahn vorgeschlagenen Stilllegung 
der Renchtalbahn zuzustimmen, und ist die Bundes- 
regierung nunmehr bereit, dem Sachzusammen- 
hang zwischen dem Ausbau der B 28 zwischen 
Appenweier und Bad Griesbach und dem Erhalt 
der Renchtalbahn in der Weise Rechnung zu tragen, 
daß die Genehmigung zur Stillegung der Renchtal- 
bahn nicht erteilt wird, bevor der notwendige Aus- 
bau der B 28 abgeschlossen ist? 


87. 


Abgeordneter 

Seiters 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sieht die Bundesregierung in der 
Tatsache, daß während der letzten fünf Jahre die 
Zahl der beim Verband Deutscher Küstenschiffs- 
eigner registrierten Küstenmotorschiffe um 450 auf 
615 und ihre Tonnage um rund 100 000 auf 
570 000 Tonnen abgenommen hat bei gleich- 
zeitigem Anstieg des Flottendurchschnittsalters? 


88 . 


Abgeordneter 

Josten 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Kreis 
Ahrweiler eine große Unruhe in der Bevölkerung 
und der Wirtschaft des Kreises über eine angeb- 
lich beabsichtigte Stillegung des Schienenverkehrs 
auf der Strecke Remagen— Adenau entstanden 
ist, und ist die Bundesregierung bereit, solche 
Pläne abzulehnen, damit die Bemühungen von Bund 
und Land zur Strukturverbesserung in diesem Raum 
überhaupt möglich sind? 


89. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 

(SPD) 


Sind die Planungen hinsichtlich des Ausbaus des 
S-Bahnnetzes im Kölner Raum abgeschlossen, 
und in welcher zeitlichen Reihenfolge wird ein 
Ausbau der einzelnen Streckenabschnitte erfolgen? 


90. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
V Ockenhausen 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, beim Bau der Brücke 
im Zuge der B 5 1 9 zwischen Rüsselsheim und Flörs- 
heim, die beleuchtete Wohngebiete unmittelbar 
verbindet, auch eine volle Brückenbeleuchtung 
vorzusehen? 
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9 1 . Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Folgen hatte nach Erfahrungen der Behör- 
den und Autofahrer das Verbot von Spikes-Reifen 
bei Glatteis im Berufsverkehr und in Notfällen in 
Mittelgebirgsgegenden? 


92. 


Abgeordneter 

Pieroth 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß für den Versand von Päckchen 
und Paketen in die DDR noch immer strengere 
Bestimmungen als im normalen Postverkehr gelten, 
und läßt sich nach Ansicht der Bundesregierung 
gegebenenfalls diese Regelung mit den Beschlüssen 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa von Helsinki in Einklang bringen? 


93. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob z. B. 
nicht im Landkreis Main— Spessart (Unterfranken/ 
Bayern) künftig zur Vereinfachung des Telefbn- 
dienstes für das gesamte Kreisgebiet nur ein einziges 
regionales Telefonbuch bzw. Verzeichnis heraus- 
gegeben wird? 


94. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


In welchen mittel- und ostdeutschen Gebieten 
werden auf Grund des Ergebnisses der Internatio- 
nalen Konferenz zur Neuverteilung der Frequen- 
zen die Sendungen des Deutschlandfunks aus dem 
freien Teil Deutschlands in Zukunft besser, 
schlechter, nicht mehr oder erstmalig empfangen 
werden können, und wie rechtfertigt die Bundes- 
regierung das Ergebnis? 


95. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im Zuge der Rationalisierung beim 
Fernmeldeamt Mainz der Vertrauensmann einer 
Gewerkschaft nachträglich auf Grund der Verein- 
barung des Bundespostministers mit der Deutschen 
Postgewerkschaft zum ,, Schutz der gewerkschaft- 
lichen Betätigung“ von Funktionsträgern dieser 
Gewerkschaft aus der Liste der umzusetzenden 
Beamten gestrichen wurde und statt dessen ein 
anderer Beschäftigter, ein Familienvater, zur Um- 
setzung und Umschulung vorgesehen wurde, und 
wenn ja, hält die Bundesregierung den Vorgang 
mit ihrer offiziellen Auslegung für vereinbar, wo- 
nach die Vereinbarung nur Benachteiligungen der 
Gewerkschaftsfunktionäre verhindern soll, und 
gibt es weitere derartige Fälle? 


96. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
ein im Zuge notwendiger Rationalisierung er- 
stellter Sozialplan, der die Reihenfolge der Be- 
diensteten bestimmt, denen eine Umsetzung und 
Umschulung zuzumuten ist, auch dann eingehalten 
werden muß, wenn hierdurch ein Funktionsträger 
der Gewerkschaft betroffen wird, daß demzufolge 
soziale Gesichtspunkte vor der Funktion in einer 
Gewerkschaft rangieren müssen, und wird die 
Bundesregierung in diesem Sinne auf die Entschei- . 
düng im Fernmeldeamt Mainz einwirken? 
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97. Abgeordneter Welche Personen können auf Grund welchen Rechts 
Hansen einen Zug der Deutschen Bundesbahn zu einem 

(SPD) planmäßig nicht vorgesehenen Halt zwingen, und 

wer zahlt die dadurch entstehenden Kosten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


98. Abgeordneter Welche Rechtsauffassung über den Grenzverlauf 
Schröder zur DDR macht sich die Bundesregierung zu eigen: 

(Lüneburg) die des ,,DDR-Handbuches“, das im Aufträge des 

(CDU/CSU) Bundesministeriums für innerdeutsche Beziehungen 

vor kurzem herausgegeben wurde, oder die der 
Gutachter des Bundesinnenministeriums? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


99. Abgeordneter Wie hoch ist das Durchschnittsalter der Regierungs- 
Pfeffermann räte, Oberregierungsräte, Regierungsdirektoren, 

(CDU/CSU) Ministerialräte im Bundesministerium für Forschung 

und Technologie und die Verteilung der Besoldungs- 
gruppen innerhalb des höheren Dienstes im gleichen 
Ministerium? 


100. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie viele Referenten im Ministerium für Forschung 
und Technologie waren bei der Übernahme eines 
Referates Regierungsrat, Oberregierungsrat, Regie- 
rungsdirektor, Ministerialrat oder Angestellter im 
Zeitraum von 1969 bis 1975? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


101. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen technische Hilfe auch für neu 
geplante Projekte erdölexportierender Länder vor- 
sieht, wofür diese nicht die vollen Kosten zu er- 
statten haben, und wie stellt die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — sicher, daß die deutschen 
Beiträge für dieses Programm nicht in einer der- 
artigen Weise verschwendet und den wirklich hilfs- 
bedürftigen Ländern entzogen werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


102. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundeskanzler in seiner Rede 

Pfeifer auf der Jahreshauptversammlung der Bundesver- 

(CDU/CSU) einigung Deutscher Arbeitgeberverbände am 1 1 . De- 

zember 1975 in seiner Rede ausgeführt hat: ,,Ich 
betone ausdrücklich, daß der Präsident der Bundes- 
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
bei einem Gespräch mit Arbeitgebervertretern der 
einzige war, der vom Thema, der Berufsbildung, 
wirklich etwas verstand. Das stellte sich im Verlauf 
dieses Gesprächs heraus“, und wenn ja, auf welche 
an jenem Gespräch beteiligten Vertreter der Arbeit- 
geberverbände bezog sich dieses Urteil? 


Bonn, den 9. Januar 1976 





